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Solidarität? Ein Hirngespinst
i , i i r l *L  { l * i 'h* t i
zur Gesundheitsreform

\ Jun tritt die x-te Gesundheitsreform in
| \l Kraft, Die Bundesregierung - wie

I 1 kann es anders sein - preist sie als
großen trVurf , Die Opposition - wie kann es
anders sein - hält sie für einen ,,verhäng-
nisvollen Systemwechsel " .

Kern der Reform: Die Krankenversiche-
rungsbeiträge werden auf 15,6 Prozent er-
höhti cler Arbeitgeberanteil wird aber dau-
erhaft auf 7,3 Prozent eingefroren. Früher
wurden die Beiträge je zur Hälfte vom Ar-
beitnehmer und vom Arbeitgeber gezahlt;
das lvären jetzt für die Arbeitgeber 7,8
statt 7,3 Prozent gewesen, Nun ist damit
endgültig Schluss, Wenn in Zukunft die
Beiträge vreiter steigen * und das werden
sie -, müssen die Arbeitnehmer auch diese
Ivlehrkos ten allein tra gen,

,, Sozial ungerecht" und ,,Verrat an der
Solidarität" rufen die Kritiker, Doch wel-
che Auswirkringen hat diese Gesundheits-
reform Iür die Arbeitnehmer wirklich? So
paradox es klingt: Die Lasten von Beitrags-
erhöhungen tragen ohnehin die Arbeitneh-
mer * egal, ob cier Arbeitgeber sich an ih-
nen beteiligen muss oder nicht, Und zwar
aus folgendem Grundr Ob ein Unterneh-
men Arbeitsplätze abbaut, hängt ganz ent-
scheidend von den Arbeitskosten ab, Je
siärker sie steigen, clesto eher werden Mit-
arbeiter entlassen,

Zu den Arbeitskosten gehört neben dem
Lohn auch der Arbeitgeberanteii, den das
Unternehmen an die Sozialversicherun-
gen zahlen muss, Für das Unternehmen
spielt es dabei keine Rolle, ob es 1000 Euro
als Lohn an den Arbeitnehmer und 200
Euro an die Sozialversicherung zahlt oder
L200 Euro als Lohn an den Arbeitnehmer,
Die Kosten sind gleich, Bei der früheren
hälftigen Aufteilung auf Arbeitnehmer
und Arbeitgeber hatte eine Beitragserhö-
hung von zum Beispiel zwei Prozent zwei
trVirkungen: Erstens sank das Nettoeinkom-
men der Arbeitnehmer um ein Prozent,
Zr,veitens stiegen die Arbeitskosten der Ar-
beitgeber um ein Prozent.

Kostensteigerungen betrachten Unter-
nehmen in einem ansonsten unveränder-
ten Umfeld immer ais ein Probiem, weil sie
die Ertragskraft b.elasten, Sie lösen daher
f asi automatisch Uberlegungen aus, wie
die Arbeitskosten wieder verringerl wer-
den können, Eine Lohnsenkung ist meist
ausgeschlossen, weil die Cewerkschaften ..
nicht mitspielen. Der übliche Ausweg ist
daher die Rationalisierung, Sie bewirkt,
dass dieselbe Gütermenge mit 

"veniger 
Ar-

beitnehmern produziert und die dann tiber-

zähligen Mitarbeiter entlassen werden
können, sodass die Arbeitskosten wieder
sinken, Das bedeutetr Eine Erhöhung des
Arbeitgeberbeitrags zur Krankenversiche-
rung vernichtet ietztlich Arbeitsplätze,

Die Gesundheitsreform macht damit
Schluss, Zukünftig müssen clie Arbeitneh-
mer Beitragserhöhungen allein tragen; die
Arbeitskosten der Unternehmen verteuern
sich nicht weiter. Es entsteht folglich hein
Druck, zu rationalisieren und Arbeits-
plätze abzubauen. Allerdings sinken die
Einkommen der Arbeitnehmer stärker als
vorher- im Beispiei um zwei statt um ein
Prozent,

Welches Modell ist solidarisch und wel-
ches unsolidarisch? Bei der - gerne als ,,un-
solidarisch" bezeichneten - Alleinbelas-
tung der Arbeitndhmer sind die Einkom-
mensverluste für alle Arbeitnehmer grö-
ßer, aber keiner verliert als Folge einer Bei-
tragsanhebung seinen Arbeitsplatz, Bei
der - gerne als ,,soiidadsch" bezeichneten
- Aufteilung der Versicherungsbeiträge
auf Arbeitgeber und Arbei.tnehmer erlei-
den zwar die meisten Arbeitnehmer gerin-
gere Einkommensverluste, aber gleichzei-
tig büßen etliche Arbeitnehmer ihr Ein-
kommen vollständig ein, weil ihr Arbeits-
platz we grationalisiert wird .

Fazit: Die ,, solidarische " Beteiligung cler
Arbeitgeber ist ein Hirngespinst, Es gibt
sie nicht, weil die Arbeitgeber Mehrbelas-
tungen durch Abbau von Arbeitsplätzen
kompensieren. Die,,unsolidarische" A1-
leinfinanzierung durch die Arbeitnehmer
ist immerhin-wenn man das so nennen
wiil - eine Solidarität zwischen den Arbeit-
nehmern, weil sie Arbeitsplätze erhält.

Auch die Opposition kann diese ökono-
mischen Zwänge nicht ausschalten, Aber
warum protestiert sie dann so lauthals?
Hat sie die Zusammenhänge nicht verstan-
den? Oder trachtet sie populistisch nach
Wählerstimmen? Und warum erläutert die
Regierung nicht, dass die Politik-Vor einem
Dilemma steht und sich entsqheiden muss
zwischen dem Erhalt von Arbeitsplätzen
bei größeren Lohneinbußen einerseits und
zusätzlicher Arbeitslosigkeit bei geringe-
ren Lohneinbußen andererseits?

Freilich:Wer dieses Dilemma offen aus-
spricht, hat keine Möglichkeit mehr zur
ideologischen Keilerei. Und ohne die kön-
nen Poiitiker, egal welcher Couleur, offen-
bar nicht leben.
politik@weser-kurier. de
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